
Landgericht Berlin
Az.:  103 O 55/21

Im Namen des Volkes

Urteil

In dem Rechtsstreit

Verbraucherzentrale Baden-Württemberg e.V., vertreten durch d. Vorstand Cornelia 
Tausch, Paulinenstraße 47, 70178 Stuttgart
- Kläger -

Prozessbevollmächtigte:

gegen

primastrom GmbH, vertreten durch d. Geschäftsführer , Zimmer-
straße 78, 10117 Berlin
- Beklagte -

Prozessbevollmächtigte:

hat das Landgericht Berlin - Kammer für Handelssachen 103 - durch den Vorsitzenden Richter 

am Landgericht , die Handelsrichterin und den Handelsrichter 

aufgrund der mündlichen Verhandlung vom 21.02.2023 für Recht erkannt:

1. Die Beklagte wird verurteilt, es bei Meidung eines für jeden Fall der Zuwiderhandlung zu 
zahlenden Ordnungsgeldes bis zu 250.000,00 €, ersatzweise Ordnungshaft, oder Ord-
nungshaft bis zu 6 Monaten, zu vollstrecken an ihrem Geschäftsführer, zu unterlassen,

an Verbraucher Schreiben zu übersenden, mit denen der Verbraucher in Bezug auf einen 
mit dem Verbraucher geschlossenen Stromliefervertrag über eine Preiserhöhung infor-
miert wird,

Abschrift
 



a) wenn diese Information über die Preiserhöhung nicht hinreichend transparent erteilt 
wird, wie insgesamt unterblieben im Schreiben der Beklagten an den Verbraucher

stfildern, nach Anlage K 2 (insbesondere weil der Verbraucher lediglich 
auf eine „Preistabelle“ verwiesen wird und weil dem Verbraucher im Schreiben mittels 
durchgestrichener Preise, die bereits der Preiserhöhung entsprechen, das Angebot 
über den Abschluss eines günstigeren Vertrags unterbreitet wird),

und/oder

b) wenn der Verbraucher nicht deutlich über dessen Sonderkündigungsrecht infolge der 
einseitigen Preiserhöhung informiert wird, wie insgesamt unterblieben im Schreiben 
der Beklagten an den Verbraucher  Ostfildern, nach Anlage K 2.

2. Die Kosten des Rechtsstreits trägt die Beklagte.

3. Das Urteil ist gegen Sicherheitsleistung in Höhe von 50.000,00 € vorläufig vollstreckbar.

Tatbestand

Der Kläger nimmt die Beklagte wegen irreführender Angaben in einem Informationsschreiben an 

ihre Stromkunden auf Unterlassung in Anspruch.

Der Kläger ist eine qualifizierte Einrichtung gemäß § 8 Abs. 3 Nr. 3 UWG und in der entsprechen-

den Liste eingetragen.

Die Beklagte bietet deutschlandweit die Lieferung von Strom und Gas gegenüber Letztverbrau-

chern an.

Nachdem der Zeuge Ende 2020 mit der Beklagten einen Stromvertrag mit Liefer-

beginn ab dem 01.12.2020 geschlossen hatte, übersandte ihm die Beklagte mit Datum vom 

25.01.2021 das nachfolgend wiedergegebene Schreiben, in dem sie ihm eine Strompreiserhö-

hung ankündigte und auf das für ihn damit verbundene Sonderkündigungsrecht hinwies:
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Der Kläger mahnte die Beklagte wegen des Inhalts dieses Schreibens vergeblich ab.

Der Kläger meint, weder die Ankündigung der Preiserhöhung noch der Hinweis auf das Sonder-

kündigungsrecht des Kunden seien im Schreiben der Beklagten vom 25.01.2021 hinreichend 

transparent und verständlich dargestellt.

Er beantragt zuletzt, nachdem er die Klage wegen einer Nebenforderung zurückgenommen hat,

was erkannt worden ist.

Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Sie meint, die Anträge seien kaum verständlich und deshalb gemäß § 253 Abs. 2 Nr. 2 ZPO nicht 

hinreichend bestimmt. Auch sei der zweite Antrag im ersten enthalten. Sie meint ferner, hinrei-

chend deutlich auf die Preiserhöhung und das Kündigungsrecht der Kunden hingewiesen zu ha-

ben. Auch wenn das Schreiben etwas unübersichtlich ausgefallen sei, vermöge dies einen Wett-

bewerbsverstoß nicht zu begründen.

Wegen des Vortrags der Parteien im Einzelnen wird auf die Schriftsätze ihrer Prozessbevoll-

mächtigten nebst Anlagen Bezug genommen.

Entscheidungsgründe

Die Klage ist zulässig.

Die Klageanträge sind hinsichtlich bestimmt gemäß § 253 Abs. 2 Nr. 2 ZPO. Das ergibt sich be-

reits daraus, dass sie durch Bezugnahme auf die konkrete Verletzungsform in Gestalt des 

Schreibens vom 25.01.2021 gemäß Anlage K 2 konkretisiert werden. Auf die vorangestellte abs-

trakte Umschreibung der Rechtsverletzung kommt es nur insofern an, als damit klargestellt wird, 

dass die Klägerin mit dem Schreiben zwei gesonderte Rechtsverletzungen geltend macht und 

darauf zwei Unterlassungsansprüche stützt. Das ist auch zutreffend, weil die Beklagte durch den 

Inhalt des Schreibens sowohl Pflichten bei der Ankündigung der Preiserhöhung als auch Pflichten 

bei dem Hinweis auf ein Sonderkündigungsrecht aufgrund der Preiserhöhung verletzt.

103 O 55/21 - Seite 7  -



Die Klage ist auch begründet.

Der Kläger hat gegen die Beklagte die geltend gemachten Unterlassungsansprüche gemäß §§ 8 

Abs. 1 und 3 Nr. 2, 3, 3a UWG in Verbindung mit § 41 Abs. 3 S. 1 EnWG.

Nach § 41 Abs. 3 S. 1 EnWG ist der Stromversorger zur rechtzeitigen sowie transparenten und 

verständlichen Information der Letztverbraucher über eine beabsichtigte Änderung der Vertrags-

bedingungen und über ihre Rücktrittsrechte verpflichtet. Der Regelung kommt aber lediglich klar-

stellender Charakter zu, da bereits nach geltendem Recht die Kunden rechtzeitig über eine beab-

sichtigte Änderung der Vertragsbedingungen und ihre Rücktrittsrechte unterrichtet werden müs-

sen (BT-Drucks. 17/6072, S. 85).

Bei § 41 Abs. 3 S. 1 EnWG handelt es sich um eine gesetzliche Vorschrift gemäß § 3a UWG, da 

diese erkennbar dazu bestimmt ist, im Interesse der Verbraucher als Marktteilnehmer da Markt-

verhalten der Beklagten als Stromanbieter zu regeln.

Die Beklagte hat im Schreiben vom 25.01.2021 die von ihr beabsichtigte Strompreiserhöhung als 

Vertragsänderung nicht hinreichend transparent und verständlich angekündigt. Erforderlich dafür 

wäre, dass dem Kunden sogleich auf der ersten Seite des Schreibens die wesentlichen Informa-

tionen, d.h. ein Hinweis auf die beabsichtigte Erhöhung und auch deren Umfang, in einem über-

sichtlichen Text in üblicher Schriftgröße mitgeteilt wird. Soweit gegebenenfalls dann noch zusätz-

liche, erläuternde Hinweise geboten sein sollten, können diese dann auf den weiteren Seiten er-

folgen.

Diesen Anforderungen wird das streitgegenständliche Schreiben nicht gerecht.

Es enthält auf der ersten Seite zunächst in kleiner Schrift eine längere, allgemein gehaltene Erläu-

terung zur Strompreisbildung, die zudem ohne ersichtlichen Bezug auf ein Erhöhungsverlangen 

mit „Preis- und Vertragsinformation“ überschrieben ist. Auf der zweiten Seite des Schreibens be-

findet sich dann zunächst eine unübersichtliche tabellarische Darstellung der Preisentwicklung 

der einzelnen Strompreiskomponenten für drei Zeiträumen, die dann etwa in der Mitte dieser Seite 

wieder ohne besondere Hervorhebung in den Angaben „Allgemeiner Preis für Ihren Tarif“ mündet. 

Hier findet sich dann in der ganz rechten Spalte auch erstmals der neue Strompreis des Kunden 

in „Cent pro Kilowattstunde“, was sich allerdings nur aus der Systematik der Gesamtdarstellung 

erschließt, wonach die ganz rechte Spalte der Gesamttabelle Preisangaben „Cent/kWh“ ab 

15.03.2021 enthalten soll. Ein weiterer, allerdings auch nur mittelbarer Hinweis auf die beabsich-

tigte Preiserhöhung erfolgt dann unter der Überschrift „Was heißt das für Sie als prima-
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strom-Kunden?“. Auch hier wird aber nicht direkt eine Preiserhöhung angekündigt, sondern zu-

nächst erst die vermeintlich verbraucherfreundliche Preispolitik der Beklagten dargelegt, um dann 

ohne ausdrücklichen Hinweis auf die nunmehr erforderliche Preiserhöhung lediglich auf die „neu-

en Preispunkte“ in der Preistabelle zu verweisen.

Die Transparenz der Ankündigung einer Preiserhöhung wird schließlich dadurch noch weiter ge-

schmälert, dass die dritte Seite des Schreibens das Angebot einer Tarifänderung enthält. Zwar 

soll es sich offenbar um einen Tarifwechsel zur Vermeidung der Preiserhöhung handeln, obwohl 

der angebotene „Spezialtarif“ nur geringfügig unter dem Tarif gemäß Preiserhöhung liegt. Ent-

scheidend ist aber, dass der Kunde aufgrund dieses hervorgehobenen Angebots auf der dritten 

Seite des Schreibens bei bloß flüchtiger Durchsicht des Textes und ohne intensivere Befassung 

damit den Anlass des Schreibens durchaus allein in dem Angebot des Spezialtarifs sehen kann 

und nicht eigentlich vorrangig als Ankündigung einer Preiserhöhung mit daran geknüpftem Ange-

bot eines Tarifwechsels.

Die Beklagte hat darüber hinaus auch nicht hinreichend transparent auf das Sonderkündigungs-

recht des Kunden hingewiesen.

Hier gilt für die Gesamtdarstellung dasselbe wie vorstehende für die Ankündigung der Preiserhö-

hung. Der erforderliche Hinweis auf das Kündigungsrecht ist zwar inhaltlich richtig am Ende der 

zweiten Seite unter der fettgedruckten Überschrift „Ihre Rechte kurz zusammengefasst“ enthal-

ten. Allerdings befindet sich dieser Texte in kleiner Schrift unter der oben beschriebenen Tabelle 

und auch unter dem Text zur Darstellung der Preiserhöhung unter der Überschrift „Was heißt das 

für Sie als primastrom-Kunden?“. Ist für den Kunden aber schon die Ankündigung eine Preiserhö-

hung nicht hinreichend transparent, so gilt das hier erst recht für den Hinweis auf ein sich daraus 

ergebendes Kündigungsrecht. Auch dieses erwartet der Kunde in dem unübersichtlichen Fließ-

text nicht, weshalb die Angaben leicht überlesen werden können, sofern der Kunden sich auf-

grund der Unübersichtlichkeit mit dem Text überhaupt näher befasst.

Die Nebenentscheidungen folgen aus § 92 Abs. 2, 269, 709 S. 1 ZPO.
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Vorsitzender Richter 
am Landgericht Handelsrichterin Handelsrichter

Verkündet am 21.03.2023

HSekr´in
als Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle
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